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PLOCKHORSTER
STRAẞE

BEBAUUNGSPLAN NR. 24
UND

ÖRTLICHE BAUVORSCHRIFT

UETZE
OS ELTZE

Maßstab 1:5000Übersichtsplan

N

PLANZEICHENERKLÄRUNG
ART DER BAULICHEN NUTZUNG
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 des Baugesetzbuches - BauGB -,
§§ 1 bis 11 der Baunutzungsverordnung - BauNVO - )

TEXTLICHE FESTSETZUNGEN
-

1. Die gemäß § 4 (3) BauNVO ausnahmsweise zulässigen 
Nutzungen
- Gartenbaubetriebe
- Tankstellen
sind ausgeschlossen (gemäß § 1 (6) Nr. 1 BauNVO).

-

2. Die festgesetzte Grundflächenzahl darf durch Nebenanlagen 
zur Erzeugung regenerativer Energie um bis zu 10 m² 
überschritten werden. Die Regelung gemäß § 19 (4) Satz 2 
BauNVO bezieht sich auf die festgesetzte Grundflächenzahl 
von 0,4 (gemäß § 9 (1) Nr. 1 BauGB, § 19 BauNVO).

-

3. Die durch OK festgesetzte maximale Höhe baulicher Anlagen 
bemisst sich nach der Höhe der Oberkante der Dachhaut der 
Hauptbaukörper über der Oberkante des jeweils 
nächstgelegenen Punktes einer fertig ausgebauten 
Verkehrsfläche (gemäß §§ 16 (2) Nr. 4 und 18 (1) BauNVO).
Sie darf durch technisch zwingend erforderliche, aber in der 
Grundfläche untergeordnete Anlagen um bis zu 5 m 
überschritten werden (gemäß §16 (2) Nr. 4 BauNVO).

-

4. Innerhalb der Allgemeinen Wohngebiete muss die Oberkante 
des Fertigfußbodens des Erdgeschosses mindestens 0,30 m 
oberhalb der Oberkante des jeweils nächstgelegenen 
Punktes einer in diesem Bebauungsplan festgesetzten 
Verkehrsfläche liegen (gemäß § 16 (2) Nr. 4 BauNVO).

-

5. Die durch TH festgesetzte maximale Höhe der Traufe eines 
Gebäudes (bestimmt durch die äußere Schnittlinie zwischen 
jeder Außenwand und der Außenkante der Dachhaut, an den 
Traufseiten gemessen, bzw. und der Oberkante (Attika) von 
Flachdächern) darf an keiner Stelle über der Oberkante des 
jeweils nächstgelegenen Punktes einer fertig ausgebauten 
Verkehrsfläche überschritten werden. Ausgenommen hiervon 
sind Traufhöhen über Einfahrten zu Kellergaragen, 
Zwerghäuser sowie Dachaufbauten einschließlich Gauben 
und Dacheinschnitte, wenn sie in der Summe nicht länger 
sind als ein Drittel der entsprechenden Dachlänge.

-

6. Die durch FH festgesetzte maximale Firsthöhe baulicher 
Anlagen darf an keiner Stelle über der Oberkante des jeweils 
nächstgelegenen Punktes einer fertig ausgebauten 
Verkehrsfläche überschritten werden (gemäß §§ 16 (2) Nr. 4 
und 18 (1) BauNVO).

-

7. Innerhalb der nicht überbaubaren Flächen, die zwischen 
überbaubaren Flächen und Verkehrsflächen liegen, sind 
Garagen, Carports und Nebenanlagen als Hochbauten 
unzulässig. Ausgenommen hiervon sind Einfriedungen 
gemäß § 2 der Örtlichen Bauvorschrift (gemäß § 23 (5) 
BauNVO).

-

8. Je Wohnbaugrundstück ist lediglich eine maximal 5 m breite 
Zufahrt zulässig (gemäß § 9 (1) Nr. 10 BauGB).

-

9. Das Warten von Fahrzeugen sowie ähnliche Arbeiten, die 
das Grundwasser verunreinigen können, sind in den 
Allgemeinen Wohngebieten unzulässig (gemäß § 9 (1) Nr. 20 
BauGB).

-

10. Innerhalb der Flächen für besondere Anlagen und 
Vorkehrungen zum Schutz vor schädlichen Umweltein- 
wirkungen im Sinne des Bundes-Immissionsschutzgesetzes 
ist eine Lärmschutzanlage mit einer Höhe von 2,5 m 
anzulegen. Diese kann als Schallschutzwall oder als eine 
Kombination aus Schallschutzwall und Schallschutzwand 
ausgeführt werden.

-

11. Innerhalb der Grünflächen – Grünanlage sind Nebenanlagen 
außer transparenten Einfriedungen mit einer maximalen 
Höhe von 1,80 m über Grund unzulässig (gemäß § 9 (1) Nr. 
15 BauGB).

-

12. Innerhalb der Flächen für das Anpflanzen von Bäumen, 
Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen ist eine zweireihige 
Pflanzung aus standortheimischen Sträuchern anzupflanzen, 
dauerhaft zu erhalten und bei Abgängigkeit in gleicher Art, 
Menge und Qualität zu ersetzen. Der Reihenabstand muss 
1,5 m und der Abstand der Pflanzen untereinander in den 
Reihen ebenfalls jeweils 1,5 m betragen. Die Sträucher sind 
als zweimal verpflanzte Gehölze, Höhe 60 – 100 cm, zu 
pflanzen. Niedriger wachsende Straucharten sind in die der 
Offenlandschaft zugewandte Pflanzreihe zu setzen (gemäß 
§ 9 (1) Nr. 25a und b BauGB).

-

13. Innerhalb der Wohngebiete ist je Baugrundstück ein höher- 
wachsender standortheimischer Laubbaum (1. oder 2. 
Größenordnung; einschließlich Obstbäume) als Hochstamm 
mit einem Stammumfang von mindestens 12 – 14 cm, 
gemessen in 1 m Höhe über dem Boden, einschließlich 
Baumverankerung anzupflanzen, dauerhaft zu erhalten und 
bei Abgängigkeit in gleicher Stückzahl zu ersetzen (gemäß § 
9 (1) Nr. 25a und b BauGB).

-

14. Innerhalb der neuen Erschließungsstraße (Verkehrsflächen) 
sind insgesamt 14 Stück höherwachsende standortheimische 
Laubbäume (1. oder 2. Größenordnung) als Hochstämme mit 
einem Stammumfang von mindestens 14 – 16 cm, gemessen 
in 1 m Höhe über dem Boden, einschließlich Baumver- 
ankerung anzupflanzen, dauerhaft zu erhalten und bei 
Abgängigkeit in gleicher Stückzahl zu ersetzen. Die einzelnen
Baumscheiben müssen eine Fläche von mindestens 10 m² 
umfassen (gemäß § 9 (1) Nr. 25a und b BauGB).

-

15. Innerhalb der Gemeinbedarfsfläche sind insgesamt 5 Stück 
höherwachsende standortheimische Laubbäume (1. oder 2. 
Größenordnung) als Hochstämme mit einem Stammumfang 
von mindestens 14 – 16 cm, gemessen in 1 m Höhe über 
dem Boden, einschließlich Baumverankerung anzupflanzen, 
dauerhaft zu erhalten und bei Abgängigkeit in gleicher 
Stückzahl zu ersetzen. Die einzelnen Baumscheiben müssen 
eine Fläche von mindestens 10 m² umfassen (gemäß § 9 (1) 
Nr. 25a und b BauGB).

-

16. Innerhalb der privaten Grünfläche – Grünanlage sind 
standortheimische Sträucher anzupflanzen, dauerhaft zu 
erhalten und bei Abgängigkeit in gleicher Art, Menge und 
Qualität zu ersetzen. Die Pflanzdichte muss eine Pflanze je 3 
m² betragen. Sträucher sind als zweimal verpflanzte Gehölze, 
Höhe 60 – 100 cm, zu pflanzen.
Innerhalb der öffentlichen privaten Grünfläche – Grünanlage 
ist sukzessiv eine standortangepasste (eher trockenere) 
Gras- und Krautvegetation zu entwickeln.
(gemäß § 9 (1) Nr. 25a und b BauGB)

-

17. Anpflanzungen nach den Festsetzungen dieses Bebauungs- 
planes werden als Kompensationsmaßnahmen den Eingriffen 
in die Belange von Natur und Landschaft zugeordnet, die 
innerhalb des Bebauungsplanes vorgenommen werden. Sie 
sind durch den jeweiligen Grundstückseigentümer spätestens 
in der übernächsten auf den Beginn der Baumaßnahme 
folgenden Anpflanzperiode (Oktober bis April) durchzuführen 
(gemäß § 9 (1a) BauGB).

ÖRTLICHE BAUVORSCHRIFT
gemäß § 84 der Niedersächsischen Bauordnung (NBauO)
-

§ 1 Geltungsbereich
Die Örtliche Bauvorschrift gilt innerhalb des Bebauungsplanes 
Nr. 24 „Nördlich der Plockhorster Straße“ der Gemeinde Uetze.
-

§ 2 Einfriedungen
Gabionen als Einfriedungen sind in den Allgemeinen 
Wohngebieten ausgeschlossen.
In den Allgemeinen Wohngebieten dürfen entlang von 
Verkehrsflächen Einfriedungen eine maximale Höhe von 1,20 m 
über der Oberkante der angrenzenden Verkehrsfläche 
aufweisen.
In den Allgemeinen Wohngebieten sind innerhalb der Flächen 
für Anpflanzungen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen 
Bepflanzungen Einfriedungen nur als Laubholzhecken und als 
Maschendraht- oder Knotengeflechtzäune zulässig.
-

§ 3 Freibereiche
Die nicht überbauten Flächen der Baugrundstücke müssen 
Grünflächen sein, soweit sie nicht für eine andere zulässige 
Nutzung erforderlich sind (§ 9 (2) NBauO). Sie sind gärtnerisch 
zu bepflanzen oder durch Ansaat zu begrünen und dauerhaft zu 
erhalten. Die Anlage von Kies-, Splitt- oder Schottergärten sowie 
das Abdecken von Beeten und Einziehen von Folien oder 
Vliesen ist insbesondere unter Bezugnahme auf § 9 NBauO 
innerhalb der Gartenbereiche unzulässig.

LEGENDE DER PLANUNGSUNTERLAGE
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Kartengrundlage: Liegenschaftskarte
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Kartengrundlage: Amtliche Karte 1:5000 (AK5)
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BÜRO KELLER
Büro für städtebauliche Planung
Lothringer Straße 15    30559 Hannover
Telefon (0511) 522530        Fax 529682

Präambel

Aufgrund des § 1 Abs. 3 und des § 10 Abs. 1 des Baugesetzbuches (BauGB) vom 3.11.2017 (BGBl. I Seite 3634) in der 
Fassung vom 20.12.2023 (BGBl.2023, S.384, der Baunutzungsverordnung (BauNVO) vom 21.11.2017 (BGBl. I Seite 3786) in 
der Fassung vom 3.7.2023,des § 84 der Nds. Bauordnung vom 3.4.2012 (Nds. GVBI. 2012 S. 46) in der Fassung vom 
18.6.2024 (Nds. GVBl.2024 Nr.51 und des § 58 Abs. 2 des Nds. Kommunalverfassungsgesetzes vom 17.12.2010 (Nds. GVBI. 
S. 576) in der  Fassung vom 8.2.2024 (Nds. GVbl.2024 Nr.9 und der Planzeichenverordnung (PlanzV) vom 18.12.1990 (BGBl. 
I  Seite 58) zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 14.6.2021 (BGBl. I S.1802) hat der Rat der Gemeinde Uetze 
diesen Bebauungsplan Nr. 24 "Plockhorster Straße", bestehend aus der Planzeichnung und den nebenstehenden textlichen 
Festsetzungen (sowie den nebenstehenden Örtlichen Bauvorschriften), als Satzung beschlossen.

Uetze, den

Siegel

Bürgermeister Gemeindedirektor
_____________________________________________________________________________________________________

Aufstellungsbeschluss

Der Rat/Verwaltungsauschuss der Gemeinde hat in seiner Sitzung am __________die Aufstellung des Bebauungsplanes, 
beschlossen.
Der Aufstellungsbeschluss ist gemäß § 2 Abs. 1 BauGB ortsüblich bekanntgemacht.

Uetze, den

Siegel

Bürgermeister
_____________________________________________________________________________________________________

Planunterlage

Kartengrundlage: Liegenschaftskarte
Maßstab: 1:1000 Gemarkung: Eltze Flur: 5

Quelle: Auszug aus den Geobasisdaten der Niedersächsischen
Vermessungs- und Katasterverwaltung,

© GeoBasis-DE/LGLN 2022
Landesamt für Geoinformation und
Landesvermessung Niedersachsen
Regionaldirektion Hameln-Hannover

Die Planunterlage entspricht dem Inhalt des Liegenschaftskatasters und weist die städtebaulich bedeutsamen baulichen 
Anlagen sowie Straßen, Wege und Plätze vollständig nach (Auftragsnr.: 224920-1, Stand vom 27.10.2022).
Sie ist hinsichtlich der Darstellung der Grenzen und der baulichen Anlagen geometrisch einwandfrei.
Die Übertragbarkeit der neu zu bildenden Grenzen in die Örtlichkeit ist einwandfrei möglich.

__________, den

Siegel

Planverfasser

Der Entwurf des Bebauungsplanes wurde ausgearbeitet vom

Hannover im OKTOBER 2023

_____________________________________________________________________________________________________

Veröffentlichung im Internet

Der Rat/Verwaltungsausschuss der Gemeinde hat in seiner Sitzung am __________ dem Entwurf des Bebauungsplanes und 
der Begründung zugestimmt  und die Veröffentlichung im Internet gemäß § 3 Abs. 2 BauGB beschlossen.

Ort und Dauer der Veröffentlichung im Internet wurden am __________ ortsüblich bekanntgemacht.

Der Entwurf des Bebauungsplanes und der Begründung wurden vom __________   bis __________ gemäß § 3 Abs. 2 BauGB 
im Internet veröffentlicht.

Uetze, den

Siegel

Bürgermeister
_____________________________________________________________________________________________________

Veröffentlichung im Internet mit Einschränkung

Der Rat/Verwaltungsausschuss der Gemeinde hat in seiner Sitzung am __________ dem geänderten Entwurf des 
Bebauungsplanes und der Begründung zugestimmt und die erneute Veröffentlichung im Internet mit Einschränkungen gemäß
§ 3 Abs. 3 Satz 1 zweiter Halbsatz BauGB und mit einer verkürzten Auslegungszeit gemäß
§ 3 Abs. 3 Satz 2 BauGB beschlossen.

Ort und Dauer der öffentlichen Auslegung wurden am __________ ortsüblich bekanntgemacht.

Der Entwurf des Bebauungsplanes und die Begründung wurden vom __________ bis __________ gemäß § 3 Abs. 2 BauGB 
im Internet veröffentlicht.

Uetze, den

Siegel

Bürgermeister

Satzungsbeschluss

Der Rat der Gemeinde hat den Bebauungsplan nach Prüfung der Anregungen gemäß § 3 Abs. 2 BauGB in seiner Sitzung am 
__________ als Satzung (§ 10 Abs. 1 BauGB) sowie die Begründung beschlossen.

Uetze, den

Siegel

Bürgermeister
____________________________________________________________________________________________________

Inkrafttreten

Der Satzungsbeschluss des Bebauungsplanes ist gemäß § 10 Abs. 3 BauGB am __________ ortsüblich bekanntgemacht 
worden.

Der Bebauungsplan ist damit am __________ rechtsverbindlich geworden.

Uetze, den

Siegel

Bürgermeister
____________________________________________________________________________________________________

Frist für Geltendmachung der Verletzung von Vorschriften

1. Eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB beachtliche Verletzung der dort
bezeichneten Verfahrens- und Formvorschriften,

2. eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2a BauGB beachtliche Verletzung Der Vorschriften über das Verhältnis des 
Bebauungsplanes und des Flächennutzungsplanes und

3. nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche Mängel des Abwägungsvorgangs,

sind nicht innerhalb von einem Jahr seit Bekanntmachung des Bebauungsplanes schriftlich gegenüber der Gemeinde unter 
Darlegung des die Verletzung begründenden Sachverhalts geltend gemacht worden (gemäß § 215 BauGB).

Uetze, den

Siegel

Bürgermeister
_____________________________________________________________________________________________________
Anmerkung: *) Nichtzutreffendes streichen
¹) Nur bei Bebauungsplänen, deren Festsetzungen sich auf die geometrische Form der Grundstücke auswirken.
²) Nur bei Bebauungsplänen, bei deren Durchführung neue Grenzen gebildet werden, deren Verlauf durch den
   Bebauungsplan festgesetzt wird.

Gesetzesbezüge
Baugesetzbuch (BauGB) vom 3.11.2017 (BGBl. I Seite 3634)
in der Fassung vom 20.12.2023
Baunutzungsverordnung (BauNVO) vom 21.11.2017 (BGBl. I
Seite 3786) in der Fassung vom 20.12.2023
Niedersächsische Bauordnung (NBauO) in der Fassung der
Bekanntmachung vom 3.4.2012 (Nds. GVBl. 2012, Seite 46)
in der Fassung vom 18.6.2024
Niedersächsisches Kommunalverfassungsgesetz (NKomVG)
vom 17.12.2010 (Nds. GVBI. Seite 576) in der Fassung vom
8.2.2024
Planzeichenverordnung (PlanZV) vom 18.12.1990 (BGBl. I
Seite 58) in der Fassung vom 14.6.2021

Bebauung
5

Flurstücksgrenze

Höhenlinie über N.N. (siehe Übersichtskarte 1 : 5000)

Allgemeine Wohngebiete
(§ 4 BauNVO)WA

MASS DER BAULICHEN NUTZUNG
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, § 16 BauNVO)

EINRICHTUNGEN UND ANLAGEN ZUR VERSORGUNG MIT
GÜTERN UND DIENSTLEISTUNGEN DES ÖFFENTLICHEN
UND PRIVATEN BEREICHS, FLÄCHEN FÜR DEN
GEMEINBEDARF SOWIE FÜR SPORT- SPIELANLAGEN
(§ 9 Abs. 1 Nr. 5 BauGB)

BAUWEISE, BAULINIEN, BAUGRENZEN
(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB, §§ 22 und 23 BauNVO)

Baugrenze

Feuerwehr

Grenze des räumlichen Geltungsbereiches
der Änderung des Bebauungsplanes
(§ 9 Abs. 7 BauGB)

Flächen für den Gemeinbedarf

VERKEHRSFLÄCHEN
(§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB)

Straßenbegrenzungslinie, auch gegen-
über Verkehrsflächen besonderer
Zweckbestimmung

Verkehrsflächen besonderer
Zweckbestimmung

Fuß- und Radweg

GRÜNFLÄCHEN
(§ 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB)

FLÄCHEN FÜR DIE LANDWIRTSCHAFT UND WALD
(§ 9 Abs. 1 Nr. 18 BauGB)

Grünanlage, öffentlich

Flächen für die Landwirtschaft

Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von
Boden, Natur und Landschaft, soweit solche Festsetzungen
nicht nach anderen Vorschriften getroffen werden können
(§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB)

Umgrenzung von Flächen zum Anpflanzen
von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Be-
pflanzungen
(§ 9 Abs. 1 Nr. 25 Buchstabe a BauGB)

SONSTIGE PLANZEICHEN

nicht überbaubare Fläche
bebaubare Fläche

nicht überbaubare Fläche
bebaubare Fläche

offene Bauweise
nur Einzel- und Doppelhäuser
zulässig

ED

Geschossflächenzahl als Höchstzahl0,8

Grundflächenzahl0,6

Zahl der Vollgeschosse

als HöchstmaßII

Traufhöhe als HöchstmaßTH 7,5 m

offene Bauweise
o

Firsthöhe als HöchstmaßFH 11,0 m 

Oberkante als HöchstmaßOK 10,0 m

LW

Umgrenzung der Flächen für besondere An-
lagen und Vorkehrungen zum Schutz vor
schädlichen Umwelteinwirkungen im Sinne
des Bundes-Immisionsschutzgesetzes,
Zweckbestimmung Schallschutzanlage
(§ 9 Abs. 1 Nr. 24 und Abs. 4 BauGB)

§ 4 Dachneigung
In den Allgemeinen Wohngebieten sind Dachneigungen nur von 20° - 
45° zulässig. Eingangsüberdachungen, Hauseingangs- treppen, 
Balkone, sonstige Vorbauten und andere vortretende Gebäudeteile, 
wenn die Gebäudeteile insgesamt nicht mehr als ein Drittel der Breite 
der jeweiligen Außenwand in Anspruch nehmen, Nebenanlagen, 
Carports, Garagen, Wintergärten und Terrassenüberdachungen sowie 
begrünte Dächer sind hiervon ausgenommen.
-

§ 5 Dachfarbe
Die Dacheindeckung muss in den Allgemeinen Wohngebieten 
unglasiert sein und in der Farbe rot bis braun bzw. anthrazit erfolgen. 
Eingangsüberdachungen, Hauseingangstreppen, Balkone, sonstige 
Vor-bauten und andere vortretende Gebäudeteile, wenn diese 
Vorbauten und Gebäudeteile insgesamt nicht mehr als ein Drittel der 
Breite der jeweiligen Außenwand in Anspruch nehmen, begrünte 
Dächer, Nebenanlagen einschließlich Solar /Photovoltaϊkanlagen, 
Carports, Flachdachgaragen, Wintergärten und 
Terrassenüberdachungen sind hiervon ausgenommen. Den 
Farbrahmen bildet die Übersichtskarte RAL - F2 zum Farbregister RAL 
840 HR mit folgenden Farben:

aus der - Farbreihe Rot - die Farben
RAL 3002 Karminrot
RAL 3003 Rubinrot
RAL 3004 Purpurrot
RAL 3005 Weinrot
RAL 3011 Braunrot
RAL 3009 Oxydrot
RAL 3013 Tomatenrot
RAL 3016 Korallenrot
aus der - Farbreihe Braun - die Farben
RAL 8004 Kupferbraun
RAL 8012 Rotbraun
RAL 8015 Kastanienbraun
aus der Farbreihe - Grau – die Farben
RAL 7016 Anthrazitgrau
RAL 7021 Schwarzgrau
RAL 7024 Graphitgrau
RAL 7026 Granitgrau

Zwischentöne sind zulässig.
-

§ 6 Freileitungen
Freileitungen unbeschadet der Anlagen gemäß § 1 (2) Nr. 3 NBauO 
sind unzulässig.
-

§ 7 Ordnungswidrigkeiten
Ordnungswidrig im Sinne des § 80 Abs. 3 NBauO handelt, wer dieser 
Örtlichen Bauvorschrift zuwiderhandelt.
Ordnungswidrigkeiten können gemäß § 80 (5) NBauO mit einer 
Geldbuße von bis zu 500.000,- Euro geahndet werden.

HINWEISE
-

1. Maßnahme zur Eingriffskompensation:
Nach den Ergebnissen des Umweltberichts ist eine planexterne 
Maßnahme zur Eingriffskompensation außerhalb des Plangebietes 
vorgesehen. Maßgeblich dafür ist die Notwendigkeit einer 
hinreichend ausgeglichenen Gesamt-Eingriffskompensation.
Diese Maßnahme soll auf einer bisherigen Ackerfläche 
durchgeführt werden. Die Fläche liegt in der Gemarkung Abbeile 
nördlich der             B 188, wie im Folgenden grob skizziert. handelt 
sich um das Flurstück 59 der Flur 37 in der Gemarkung Abbeile. 
Das Flurstück hat eine Größe von insgesamt 15.635 m2. Angebaut 
wird dort derzeit Mais. Es ist beabsichtigt, die intensive 
Ackernutzung auf dem gesamten Flurstück dauerhaft aufzugeben. 
Auf dieser Fläche erfolgt zukünftig keine landwirtschaftliche Einsaat, 
keine Düngung, kein Biozideinsatz und keine Bodenbearbeitung 
mehr. Die Durchführung dieser Maßnahme wird vor Rechtskraft 
dieses Bebauungsplanes vertraglich verbindlich gesichert.
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2. Vor Beginn der Bodenarbeiten, im Bereich der zukünftigen
Wohnbau- und Gemeinbedarfsflächen sind die Flächen auf 
das tatsächliche Vorkommen von Brutvogelarten der 
Offenlandschaft zu überprüfen, sofern Maßnahmen während 
der arttypischen Brutzeiten erfolgen sollen. Sollten dabei 
Vorkommen (Nester/Gelege) festgestellt werden, sind die 
Maßnahmen auf die brutfreie Zeit zu verschieben.
-

3. Für die Beleuchtung der öffentlichen Bereiche sind 
LED-Leuchtmittel in einer warmweißen Lichtfarbe zu 
verwenden. Die Außenflächentemperatur darf 60 Grad nicht 
überschreiten. Die Leuchtmittel sollen möglichst keine kurz-
welligen blauen und keine UV-Lichtanteile besitzen. Durch 
die Verwendung von vollständig abgeschlossenen Lampen-
gehäusen soll zudem das Eindringen von Insekten verhindert 
werden.
-

4. Für das Anpflanzen standortgerechter Bäume Sträucher 
können beispielsweise folgende Arten verwendet werden:
Größere Bäume (1. Größenordnung)

Spitz-Ahorn Acer platanoides
Berg-Ahorn Acer pseudoplatanus
Echte Walnuss Juglans regia
Waldkiefer Pinus sylvestris
Stiel-Eiche Quercus robur
Sommer-Linde Tilia platyphyllos
Winter-Linde Tilia cordata
Feld- Ulme Ulmus minor

-

Mittelgroße Bäume (2. Größenordnung)
Feld-Ahorn Acer campestre
Sand-Birke Betula pendula
Moorbirke Betula pubescens
Hainbuche Carpinus betulus

-

Kleinbäume (3. Größenordnung) und Sträucher
Roter Hartriegel Cornus sanguinea
Kornelkirsche Cornus mas
Gemeiner Hasel Corylus avellana
Zweigriffeliger Weißdorn Crataegus laevigata
Besenginster Cytisus scoparius
Pfaffenhütchen Euonymus europaeus
Liguster Ligustrum vulgare
Rote Heckenkirsche Lonicera xylosteum
Hunds-Rose Rosa canina
Sal-Weide Salix caprea
Purpur-Weide Salix purpurea
Echte Traubenkirsche Prunus padus
Schlehe Prunus spinosa
Schwarzer Holunder Sambucus nigra
Vogelbeere, Eberesche Sorbus aucuparia
Gewöhnlicher Schneeball Viburnum opulus

-

Beeren- und Obstgehölze
Altbewährte regionale Sorten wie z. B.
Quitte Cydonia oblonga
Wildapfel Malus silvestris
Wildpflaume Prunus  ssp.

syriaca Cerasifera
Mirabelle Prunus  subsp. syriaca
Süßkirsche Prunus avium
Sauerkirsche Prunus cerasus
Zwetsche Prunus domestica
Pfirsich Prunus persica
Birne Pyrus communis
Rote Johannisbeere  Ribes rubrum
Himbeere Rubus idaeus
Brombeere Rubus sect. Rubus

-

5. Im Plangebiet ist mit dem Auftreten archäologischer Funde 
und Befunde zu rechnen. Sämtliche Erdarbeiten im 
Plangebiet bedürfen daher einer denkmalrechtlichen 
Genehmigung gemäß § 13 Niedersächsisches Denkmal- 
schutzgesetz (NDSchG). Die Genehmigung ist im Vorfeld bei 
der Unteren Denkmalschutzbehörde der Region Hannover zu 
beantragen und wird nur unter Auflagen und Bedingungen 
erteilt werden, damit sichergestellt wird, dass die 
archäologischen Funde und Befunde vor ihrer Zerstörung 
durch die Baumaßnahmen sach- und fachgerecht 
dokumentiert und geborgen werden.

FLÄCHEN FÜR VERSORGUNGSANLAGEN, FÜR DIE
ABFALLENTSORGUNG UND ABWASSERBESEITIGUNG
SOWIE FÜR ABLAGERUNGEN; ANLAGEN, EINRICHTUNGEN
UND SONSTIGE MASSNAHMEN, DIE DEM KLIMAWANDEL
ENTGEGENWIRKEN
(§ 9 Abs. 1 Nr. 12, 14 und Absatz 6 BauGB)
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